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Mietelì.
ln der Stadt.
Wo kommen die Preise her?
Wo geht die Reise hin? Seite n 2-4
Hegensburg. ln einem
übc rh lEte n H ¡etma rkt g tþt
es i m me ¡ wíede r Verm Íele r,
dÍè danus ihren P¡olít zìe-
hen. Vergangenen rionat
habn wlr ûþer ein ,Wohn-
klo' ín Eurgweinting be-
tichtet, wo Uieten von 20
Euro und mehr prc Quad-
Ìatmeter verldngt werden.
Die- Stþdt Êegensburg
hãfie nõglichke¡ten, da-
!¡egen voratgehen. Pætt
sie fttf es nicht, analysiert
Rèchtsanwall ùtnar Spirt
i n seí nem G a stbeÍtng (*i-
Þ2.).

Wir haben îerner mit Werner
Hírnreiner vom Míeterbund
Regensburg gesprochen.
Der Mieterbund ist vor kur-_

zem aus .dem ,Bündnis für
bezâhlbares Wohngh" aus-
geireten, ln dem auch die
Stadt mit voñ tler Partie ist.

Ein ¡¡gumr^t, die,bedenkli:
che [|ähe.der,Stadt zu Bau-
trãgerñ" (Seite 3).

Audiatur etiam aftera pars:
Awh die andere Seite möge

gehört werden. Daher haben
wir uns mít Anton Sedlmeier,
Leiter des Amts fúr Stadt-
entwicklung, über das The-
ma ebenfalls unterhalten. Er
weíst eine Verantwortung der
Staclt für die Überhitzung des
Mietmarkts von sich und kríti-
siert den Mieterbund. (Seiten
2 und 3).

Eine wertende Zusammen-
fassung der henschenden
Situation gibt dann der Re-
gensburger Journalist Stefan
Aigner ab. Und er sieht die
stãdtische Wohnungspolitik
durchaus als ursächlich für
die vorherrschende Situal¡on
an. Als jahrelanger Beobach-
ter der Siene liefert er eine
tieferê Anlayse (Seite 4).
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Uberhöhte Mieten? Nie gehörtl
Gesetzliche Vorgaben würden der Stadt eine Handhabe liefern - Aber die tut nichts
Von Otmar Spirk
Gibt es Mietwucher in Be-
gensburg? Und was wird
gegebenenfalls dagegen
unternommen?

Wie viele Verfahren hat die
Stadt in den Jahren 2015,
2016 und 2017 wegen eines
Verstoßes gegen $ 5 Wirt-
schaftsstraf reiht (Mietpreis-
úberhöhung) eingeleitet?
Wie viele Strafanzeigen we-
gen S 291 Strafgesetzbuch
(Mietwucher) wurden durch
die Stadt in diesen Jahren
gestellt? Und mit welchem
Ergebnis? Wir haben diese
Fragen der Stadt Regens-
burg gestellt.

,,Nichts bekannt"

Der Hintergrund: 2015 wurde
Regensburg vom Freistaat
Bayern offizíell zu einer Stadt
mit,,angespanntem Woh-
nungsmarkt" erklärt. Nach
$ 5 Wirtschaftsstrafrecht ist
es eine Ordnungswidrigkeit,
wenn eine Miete bei ange-
spanntem Wohnungsmarkt
mehr als 20 Prozent über
dem Mietspiegel liegt.

Die Stadt als zuståndige Ord-
nungsbehörde muss solche
Uberschreitungen m¡t einer
Geldstrafe ahnden. $ 9 regelt
zusätzlich, dass die unrecht-
måßig erzielte Miete ein-
gezogen werden kann. Die

Straltat des,,Mietwuchers"
liegl vor, wenn eine Miete
unter Ausnutzung zum Bei-
spiel einer Zwangslage des
Mieters mehr als 50 Prozent
über dem Mietspiegel liegt.
Die Stadt Regensburg teilt
auf die Anfrage mit, dass ihr
,in den vergangenen Jah-
ren kein Verfahren wegen
Mietpreiserhöhung nach
dem WirtschattsstrafgeseÞ
bekannt" sei. "Ebenso sind
keine Strafanzeigen bekannt,
die wegen Mietwucher (g 291
SIGB) an die Staatsanwalt-
schaft abzugeben gewesen
wåren.'

Fãlle gäbe ers genug

Liest man beim zuståndigen
Amt weder d¡e Lokalpresse
oder síeht man nicht fern?
Sonst hätte man beispiels-
weise arn 9. Februar 2017 in
der BR-Sendung lquer' er-
fahren können, dass m¡tten
in der Regensburger Aftstadt
fast 50 Bulgaren und Bu-
månen in einem baufälligen
Hzus zu völlig ùberteuerten
Mieten leben mussten.

Zwar hal die Stadt diese
Bruchbude im April 2017
dichtgemacht und einen Teil
der Mieter schlicht auf die
Straße gesetzt. Laut obiger
Auskunft hat sie aber we-
der selbst Verfahren wegen
überhöhter Miete eingeleitet,

Anderes Beispiel: lm Oktober
2017 wurde bekannt, dass
der Freistaat Bayern als Trä-
ger der Gemeinschaftsunter-
künfte für Asylbewerber den
Fehlbelegern - anerkann-
ten Flüchtlingen, die keine
Wohnung finden - für das
Wohnen auf kleinstem Raum
neuerdings 287 Euro Miete in
Rechnung stellt.

Geschäftsfuhrerin des städ-
tischen Jobcenters einer-
seits die Verweigerung der
Zustimmung zum Umzug
eines Harlz lV-Beziehers
wegen Verstoßes gegen die
Mietpreisbremse in der Süd-
deutschen Zeitung mit den '
Worten begründet,,,SchlieB-
lich wollen wir la Mietwucher
verhindern". Andererseits
écheint es aber solchen MieF
wucher dann überhaupt nicþ|
zu geben. Zumindest sin$
der zuständigen Ordnung¡
behörde - der Stadt - keinþ
solchen Anzeigen durch da$
Jobcenter bekânnt. 

:,

Andere Städte, anderc
Jobcenler

Regensburg ist das bundeq
weit derzeit einzig bekanntç
Jobcenter, das ein lur Miej
ter gedachtes SchutzgeseË
gegen Wohnungssuchendþ
ãnivenoet und diãs mit MieÇ
wucher begründet.

Dass es auch anders geht,
zeigt zum Beispiel das Job-
center Hamburg, wo nic{l
gegen Wohnungssuchend{,
sondern gegen Miethaie voË
gegangen wird. 2016 hat das
dortíge Jobcenter in einem
entsprechenden Rechtsstrqil
vor dem Landgericht Ham-
burg 52.500 Euro Schadeà-
ersatz erstriüen (AZ 316 S
81/15).

noch Strafanzeigen wegen burg ím Oktober úber 400
Mietwuchers gegen den Ver- solcher ,,Fehlbeleget" bestå-
mieter bei der Staatsanwalt- tigt - Tendenz steigend.
schaf t gestellt. Erstaunlich.

Der Freistaat macht Kasse
Entsprechend geht die Miet-
abzocke in Richtung 100.000
Euro. Die Stadt wird über das
Sozialamt direkt vom Frei-
staat abkassiert. Offenbar
gibt es keíne Anweisungen
der Stadt an das Jobcenter,
sich gegen die weit úber-
höhten Mieten zu wehren -
obwohl die Stadt irn Bereich
der Mietverhåltnisse die Wei-
sungsbefugnis für die Behör-
de hãtte.

Stadt siuss Zahlen kennen
Soviel muss eine einzelne
Person zahlen, iede weitere
Person 97 Euro zusätzlich.
Die Unterkünfte sínd dabei

- so die Richtl¡nie der Staats-
regierung - auf zwölf Qua-
dratmeter lur eine einzelne
Person angelegt. Für die in
der Regel vorliegende Bele-
gung m¡t mehreren Personen
gibt es keine Quadratmeter-
Vorgaben, so dass hãufig
mehrere Personen auf wenig
mehr als zwölf Quadratiîe-
tern leben.

Diese,Fehlbelegung' zahlt

- solange der ,,Fehlbelegef
keine eigene Wohnung ge-
funden hat - der Betroffene
ælbst, notfalls das JobcenÞr
oder das Sozialamt. Zuletzt
wurden in der Stadt Begens-

Diese bräuchte sie nur ganz
regufär auf eine überhöhte
Miete zu prrifen, wenn sie
ohnehin zwecks Bewilligung
bearbeitet werden. Und dann
könnte man sie an das zu-
ståndige Amt zu¡ Anzeige
weíterleiten.
Es ist verblúffend, dass die

Faktisch ist es unmöglich
dass der Stadt nictrt befanni
íst, was es so alfes an über-
hõhten M¡eten bis Mietwu-
cher in der Stadt gibt. Sie hat
über das Sozialamt und über
das Jobcenter, welches_!ín
Gemeinschaltsbetrieb von
Stadt und Bundesagentur für
Arbeit íst, alle Mietvertråge
im unteren Vermietungsbe-
reich in der Hand.
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inHier herrscht Größenwahn"
Werner Hirnreiner vom Mieterbund: Was am Regensburger Wohnungsmarkt falsch läuft
Oþwohl Regensburg der-
zeit mil Baustellen über-
sät zu sein schein| wird
bezahlbarer Wohnraum
für die niederen und mitt-
Ieren Einkommen immer
knapper. Der Mieterbund
siehl in Spe*ulationen mit
Ðaugrund ein Hauptptob-
Iem. Wir haben mit Werner
Hirnreiner vom Mieterbund
Regensburg gesprochen,

Herr Hirnreine¡, der Mieter-
bund bêklagt schon lãnger,
das die Stadt nìcht genü-
Eend gegen gpekulationen
rinlt Baugrund untêrneh-
men und d¡ese gar anzu-
helzen würde. lst d¡e Stadt
in üble Macìrenschaften
verwickelt?

Die Stadt ist sícher kein Pro-
fiteur dieser Spekulationen.
Aber sie überlåsst den Woh-
nungsmarkt den freien Markt-
krâiften und geht nicht m¡t er-
forderlichem Nachdruck vor.

Was läutt denn lhrer Mei-
nung nach bezogen auf
den Wohnungsbau lalsch?
Waa hat es mft dlesen Bau-
genehmigungen aul sich?

Die Stadt erte¡tt jedes Jahr
eine gewisse Zahl an Bauge-
nehmigungen. Das sínd seit
2007 stets úber 1.000 g€neh-
migite Wohnungen pro Jahr
gelYesen. Die Fertigstellung

der Gebåude zieht sich meist
uber einige Monate bis über
ein Jahr h¡n. Daraus ergibt
sich am Jahresende eine Dif-
ferenz zwischen Baugeneh-
migungen und fertigestellten
Wohnungen. Es gibt immer
einen gewissen Úberhang an
genehmiglen, aber noch nícht
fertig gestellten Wohnungen.
Das ist bis zu einem gewis-
sen Grad völl¡g normal. ln
Regensburg ist dieser Über-
hang nun aber seit e¡nigen
Jahren auf e¡nem Niveau, das
sich nicht mehr ohne weite-
res erklären lässt. Von 2007
bis 2016 ist der Übérhang
auf 3.587 offene Baugeneh-
migungen gestiegen. Das ist
eine Verdreifachung. Wir kön-
nen uns das nur so erklåren,
dass h¡er m¡t genehmigtem
Baugrund spekuliert wird,
statt ihn zu bebauen.

Glbt es kelne andere Erklå-
rung für d¡esen überhang?

Anton Sedlmeier vorn Amt fiir
Stadtentwicklung redet sich
immer darauf heraus, dass
nicht genùgend Kapazitäten'
bei Baufirmen vorhanden wä-
ien. Dies trifft sicherlich þis zu
einem bestímmten Punkt zu,
l¡efert aber keine Erklärung für
diesen enormen Úberhang.
Die Stadt könnte-zudem re-
lativ einfach dazu beitragen,
dass Baugrund schnellstmög-
lich bebaut wird. ln Berlin gibt

es ein Baugebot der Stadt
das sogar die Möglichkeit dei
Enteignung e¡nrâumt, wenn
nicht innerhalb eines fest-
gesetzten Zeitraums gebaut
wird. Festgelegt wird so et-
was in privatrechtlichen Ver-
einbarungen zwischen Stadt
und lnvestoren.

Die Stadt Regensburg macht
nach eigener Aussage eben-
falls Gebrauch von solchên
Vereinbarungen. Das lässt
sich leider schlecht nachwei-
sen, da wir nur wenig Einblick
bekommen und man sich
seitens der Stadt in den Da-
tenschutz flüchtet. Wir müs-
sen also oft spekulíeren und
Vermutungen anstellen. Aber
am Nibelungenareal hat man
gesehen, dass dort bis heute
noch nicht die versproche-
nen offentlich geförderten
Wohnungen gebaut wurden.

Momenlan w¡rd ¡a 0ber-
all im Stadtgeb¡et gebaut.
Dennoch sche¡nt sich der
Wohnungsmarld n¡cht zu
êntspannen. lvas lãuft in
lhren Augen falsch?

Derzeit herscht GrQßen-
wahn in der Stadt: mehr Ein-
wohner, mehr Studierende,
mehr Touristen. Die Stadt
muss endlich aulhören, sich
als Standort fur alles Mög-
liche profilieren zu wollen.
Einzelne Gebiete im Einzugs-

gebiet sind unterversor$ und
Dörfer ste¡ben regekecht
aus. Ein Zusammenspiel von
Stadt und Landkeis wåre
notwendig. Zudem müsste
die Altstadt entzent werden.

Sie habeo den Touris-
mus kur¿ erwãhnt Auch
der Marlit mtt Ferienu¡oh-
nungen nimmt weiter zu.
Drohen uns bald Yenezla-
nische VerhËiftnisse? ln Ve-
nedig wohnen mittþrwêile
kaum noch Einheirnische
im Zentrum der Sladt.

Ferienwohnungen entziehen
der Stadt delinitiv Wohn-
raum. Twar müssen m¡tt-
lerweile Anträge gestellt
werden, die aber bisher alle
genehmígt wurden. Und be-
vor versucht wird, den Tou-
rismus mit den Bedûrfníssen
der Stadtgesellschaft in Ein-
klang zu bringen, beiubelt
man eine Milfion Übernach-
tungen im Jahr 2016. Sab¡ne

Thiele von der städtischen
Tourismus GmbH sagt gar:

,,Wir vertragen auch 1,2 Mil-
lionen." Wie sich das mit der
Weltkulturerbe-Charta der
Unesco verträgt, in der steht,
dass das Welterbe zuerst
den Einw<jhnern zugute kom-
men soll, weiß wohl niemand.

Was müsste geändert wer-
den, damit sich der Woh-
nungsmarkt schnell wieder
auf einem verträglichen Ni-
veau einpeorlèlt?

Wir sehen uns afs Krit¡ker,
die sagen können was ialsch
läuft, können aber keine end-
griltÍgen Lösungen geben.
Der soziale Wohnungsbau
muss dringend vorangetrie-
ben werden. Es muss zudem
ein Schwenk weg von der
Subjektförderung, zum B€i-
spieÌ durch Wohngeld, hin zu
Objektförderung - grlnstige
Mieten - volfzogen werden.
Gutes Wohnen bedeutet un-
serer Ansicht nach Begni-
nung, OPNV-Anbindung und
Nachbarschaft. Das alles ist
Teíl der Wohnungsbaupoli-
tík. Um diese Bedürfnisse zu
bündeln, wãre es zuvorderst
notwend¡g, ein eigenes Woh-
nungsamt bei der Stadt an-
zusiedeln und das nicht über
verschiedene Unterabteilun-
gen verschiedener Referate
zu zerspl¡ttem. Text Míchaet
Bothner / Bild: SteÍan Aigner



"Mieterbund
hat eigene
Sichtweise"
Regeæburg. Anton Sedl
rneier, Le*ter des nmts f¡r
Stadtentwicklung. wetst Ver-
antwortung der Stadt ft¡r díe
Uberhlzung d€s Míetmarkts
von sich und kritisiert den
Mieterburld.

Herr Sedlmcier, der Xie-
þ¡bund Ysrmulgl, d¡s¡ in
8eg€mburg mlt grschlo€-
rênc'rl Beugrund rpe-
kulierl ur¡tl ddurch der
l{ohnungsmarkf a¡!ålz-
Ù¡ch engêhe$rt wlrd. fXs
Strdt tr¡e nictd8 dtgreggr,

Iler Stendort Bcgenr-
b{¡rg bt mch gb vor
rehr ffddtv tür Unter-
nsrïncrr. O¡¡g¡ þaul d¡c
Wcrt ralþr sr+ ræ
r.ü.re Fachkrilr ¡¡rch
Rcgmsbtrg rlef¡c¡¡ rird.
Drf¡cl(t .fl' llcftt rcttcr
eul d¡¡r üotvrungsarcrtt'l

!!/ir r¡dlen den Ansatr der
Wert<srotrntrrgen ffeder
slárker Yerfolgen.

C¡oge Unlemefrnen
kõnr¡en s¡ch bd beetinrrne¡r
Baugebeten Sels$rtgs-
reciìe rrn Wotrungsn
s¡c*tern, cle dferËicfi g€*õr-
tþrl wrtcten. Z¡sa¡nmen mit
{em frvnoHien Zentn¡rn
tiãban wir das Fõrdêrprç*ekt

krilisiert Werner H¡nrei-
ner. Was ægen Sie dazu?

Spekulation kann es ¡m Ein-
zelfall sichedich geben und
es gibt auch Kapitalanleger,
dre verkatlen wollen. Eine
Baqenehmigung erhÕht
immer den Wert eines
Grundslrid<s. bñ glaube
¡e{toch n¡cm, dass vie{e
Spekulationsobrêlíte dabei
sifld. Bar4enehmigurçen
sind mit hohen Kosten ver-
bunden. Es werden ver-
schiecþne Gutachten, zum
Beigiel arn Schâllschutz
benõtigt und die kosten
Geld. ln R€gensbür,g haben
wir au8erdem eine hohe
Kluft zwischen Ei¡entum
urd Mí€{e. Wenn die Preisc

fúr den Erwerb von E¡g€n-
hjm hoch sind. cfe Mieten
aber ni,lt sntsprechend
mrl ansteqen. wirlf das als
Bremse fih Spekulationen.

Wlc erllåren Sic dcn
hoh3û Uþêrhang m 8au-
gcnohmlg{¡ngpn, dcr ¡o

und e¡ner Aozahl iener.
die bererts gebaut werden.
Wohnungen werden nie im
selben Jehr ferti¡gesielll, in
dem die Eaugenehrnrgung
erteilt wrd. Hinzu komml.
dass etie Baubrarrne der-
zeit vollþ ausgÊlastet ¡st
und daher Bauvorñaben
manchmal långer bendigen
als zunãchsl Fdacht.

2014 haftÊn wir in Regens-
burg die bisfer hochsre Zahl
fêrtiggestellter Wohnungen.
Der WohûJngsmârkt ist ín
Bewegwg und darnit stergt
at¡ci die Zahl der Bauge-
nehmigungen.

D¡¡ erl¡ùãrt abor doch
noch nlcùt d3 hoh€ ¡xf-

ferenz zwiechen Bau-
genehrnig¡¡ngen und
Fertþstcllungcn, die s¡ch
engecanmelt hat. wlrd
hl6r alþs dcm lrclen
Sarkt úberlas¡en?

Die Stadt g€ñt derzeit daron
aus, dass pro Jatn 1.500
Wohnungen gebaut werden
mùsssn. Das wi¡d aber
zeilnah abnehmen. Der;
zert werden viele Wohnun-
gen fertklgestoflt und de{
ÚOernang langÍrßlig rviedgr
Ðrtefrrrìsn. Die Baugeneh-
migÌr¡ngÊn worden hin urd
wieder a¡rcfr an gprvisse
Be<öngungen geknùfft wie
zurn Beisprel elren test{þ
Zeiûaum, innerhdb d€iñ
giebaut wer(þn muss"

er,l mittþrrelle
lvohnGinh.ltrn
w'chson?

3.5t7
en3Þ

Der Überhang ist vdlig
normal und nichts anderes
als eine t omefltaüfnahme
am jereiligen Jahresende.
Die Summe setzt sbh aus
einer gevrissen Anzahl an
Wohnungen zusarrunen,
de noch nrcit g€ùaut s¡nd

FalrWdr¡sn hiti-
íert (Anm€rl(urig
der Redaktion:
Das lmmobiilen
Zeotrum ist eirìgs
der &e¡ Bat¡trag€f-
Unternetrnen, die
im Zenlrurn def
Korruptionsaffãre
stehen). Dadwch
so{l ein gùnsttges
Mietpreisnrveau
h d¡es€n Bauten
gpnáhrleístet wer-
den, was ins-
b€sondere vorì
&( E¡nkommer¡sstlúe 3
¡n Anspflrch gÊrìommerì
rerþn kann - aleo Kren-
k€npãeg€m, bizeibesn-
ten und dergil€bhen. h der
¡¡¡¡etrgsr¡¡asorne wird

diesæ Mod6I ds ersù€e
umgesetã w€rderl Dùs
K¡fcùnTlayeßùaße, db sü.1-
seiþ des OOmOergrlr€r*
und óe Grun€saldsùa83
soflen tdg€n- eleífrgs
daucrn deso Prqiekb dæ

z¡it etwa vier
Jahre brs zum
Baubegnn, da
cfi€ Brroaq'atis
edrr urnfarìg-
rcfuh ist.

Lllil lbte¡-
hrnd droht dnc
U nlerverto r-
g¡¡ng gowirsêt
St.dtg cb¡6te
uod dn Ster-
ben dar Dôrler

itn Ehrugsg$þl- lterær
Hhrcl¡rcr lbtrt e¡no
geÜl¡ûa V.ra'tfüorü¡rùg

St¡nOorþofU¡. llrt ¡n¡n
e¡ nr¡cl¡laþo, rllc Koo-

æntrâüon al¡' d¡ô Attsl.dt
zu ¿atl¡¡þn?

Dsr Mi€t€rbund bt e¡ne gBnz
besordere Eifficmmg, d¡e
ein eigenee Wtitild hal,
d.. ar¡l <fie $dgpsdl-
ecftalt p¡c{izst wirû Scfiort
ofiers ist er dan*t âufgefd-
len, Olfpe a¡ beflaupten,
dre n¡cht stimmen. Es ist
zum B€rspisl eine Fefilein-
schâtzuflg, dre Mieten in der
Altstadt seiên im Vergleich
zwn Rasd der $dt üb€rteu-
ert. Das zeçrt auch e¡n B¡!;k
in clen alrtuellen Mretspregel.
wo derãrscilag a¡r Attstadt
rn Vergleich ¿l¡r Gcsaíü-
slådt nlcftt hõñer gerrorden
ist. Iext ,&tæl Búvw,
eì¡WsädfF€gÉ''€q.sC



Bauträger first, Mieter second
Verfehlte Wohnungspolitik - Umdenken nicht in Sicht - Leitartikel von Stefan Aigner
Sicher: Ubeúitzte Woh-
nungsmärkte sind kein
spezifisches Problem von
Regensburg. Bundesweit
wird gerade in wirtschaft-
lich prosperierenden
Städten über steigende
Mieten und Mangel an be-
zahlbarem Wohnraum ge-
klagt. Dass die Politik
Iandes- und bundesweit
Maßnahmen zur Bewäl-
tigung dieses Problems
sucht, zeigen die Woh-
nungsbauoltensive des
Freistaats Bayern oder
auch der Vorstoß îür die -
weiþehend wirkungslose
- illietpreisbremse durch
den Bund. Dennoch gibt
es auch Gründe für d¡e ak-
tuelle Situation in Regens-
burg, die man der hiesigen
Woh n u n g s po t iti k zu sc h re i -
ben muss.

Kaum Bautätigkeit der
eigenen Tochter

Unter der Agide von Oberbür-
germeister Hans Schaidinger
- 1996 bis 2013 - wurde die
Neubautätigkeit der städti-
schen Tochtergesellschaft
Stadtbau GmbH, deren urei-
genste Aufgabe insbesonde-
re die Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum ist und die
- aller Kritik an der aktuellen
Geschäftsführung zum Trotz

- mit der größte Vermieter
für Leute mit kleinerem Geld-
beutel und sozialen Proble-
men ist - nahezu vollständig
eingestellt.

Aus den Geschäftsberichten
der stådt¡schen Tochter wäh-
rend dieser Zeit lassen sich
neu geþaute Wohnungen
pro Jahr allenfalls im nied-
rigen zweistelligen Bereich
verzeichnen, in mehrêren
Jahren fand überhaupt keine
Neubautätigkeit statt.

Erst mit der großen Koalition
ab dem Jahr 2008 ließ sich
ein leichter Zuwachs ver-
zeichnen, der mit der kom-
pletten Abwahl der CSU und
der Regierungsùbernahme
der bunten Koalition noch-
mal etwas angestiegen ist.
Die Wahlkampfzusage der

SPD allerdings, die Stadtbau
Tinanziell zu stärken und so
eine Neubautâtigkeit zu ent-
falten, die tatsächlich Auswir-
kungen auf das Mietniveau
haben könnte, ist bis heute
ausgeblieben.

Städtische Flächen
wurden verhökert

Gleichzeitig wurden große
städtische Flächen a) zum
Teil låcherlichen Preisen an
Bauträger verschleudert, an-
statt sie im Eigentum zu be-
halten und selbst zu bebau-
en. Exemplarisch genannt
sei hier das sieben Hektar
große Schlachthof-Areal im
Stadtosten. 2011 wurde es
an den österreichischen Kon-
zern C.A. lmmo verkauft, der
es größtenteils an das - in
die Korruptionsaffäre verwi-
ckelte -,,lmmobilien Zentrum
Regensburg" weiterreichte.

Auf der Fläche entstehen kei-
nerlei öffentlich geförderte
Sozialwohnungen. Durch die
Beteiligung an den Entsor-
gungskosten frir Altlasten,
den niedrigen Verkaufspreis
(von 2,6 Millionen Euro iSt die
Rede) und einen dubiosen
Vertrag zur Anmietung eines
Veranstaltungszentrums auf
der Fläche zahlt die Stadt
Millionen drauf. Und das,
ohne mit der Bebauung der
Fläche auch nur ansatzwei-
se die Entstehung von preis-
gtlnstigem Wohnraum beför-
dert zu haben.
Ähnl¡ches geschah in Burg-
weinting, wo die Stadt Re-
gensburg größere Flächen
zum Schnäppchenpreis von
250 Euro pro Quadratmeter
an das ,,lmmobilien Zentrum
Regensburg" verkaufte. Das
Ziel ,,9ùnstiger Wohnraum für
Familien" wurde durch das
Unternehmen konterkariert.
Das lmmobilien Zentrum gab
die günstigen Preise nicht an
die Käufer we¡ter, sondern
schlug 30 Prozent und mehr
beim Verkauf drauf.

Keine Eigenentwicklung

Hinzu kommt, dass sich die
Stadt größere Flächen ftir

Wohnungsbebauung in den
zurückliegenden Jahren
nicht selbst s¡cherte, sondern
auch diese Bauträgern über-
ließ. Exemplarisch genannt
sei hier nur das rund 60 Hek-
tar große Areal der ehemali-
gen Zuckerfabrik, das unter
Hans Schaidinger nicht von
der Stadt erworben, sondern

- sei es aus Dummheit oder
E¡telkeit - einem Bauträger
überlassen wurde.

Das sind nur einige Beispie-
le, die zeigen: Eine eigen-
ständ¡ge Entwicklung von
Flächen durch die Stadt Re-
gensburg oder deren Toch-
ter Stadtbau, die in anderen
Städten durchaus praktiz¡ert
wird, gibt es in Regensburg
nicht. lm Gegente¡l: Stadte¡-
gene Flächen werden sogar
an Pr¡vate verhökert.

Extrawürste für (manche)
Bauträger

Weiter scheut sich die Stadt
anschließend, diesen lnves-
toren anschließend entspre-
chende Autlagen zu machen.
Erst seit 2011 gab es einen
Beschluss, demzufolge auf
Baugebieten ab einer be-
stimmten Größe 15 Prozent
des Geschosswohnungs-
baus als öffentlich geförderte
Wohnungen enichtet werden
sollten. 2013 beschloss die
Koalition nach langem Bin-
gen, diese Quote auf 20 Pro-
zent zu erhöhen.

Doch für beide Quotenrege-
lungen gibt es immer wieder
Fälle, in denen Bauträgern
Ausnahmen bewilligrt und Zu-
geständnisse gemacht wur-

den. Auf dem Schlachthot
Areal wurde die Quote nicht
angewandt, auf dem LERAG-
Areal wurde dem lmmobili-
en Zentrum e¡ne reduzierte
Quote und die Verlegung ei-
niger Sozialwohnungen auf
das weit entfernte Brandl-
berg-Gebiet genehmigt. Of-
fensichtlich scheint man in
Regensburg nicht in der Lage

zu sein, aus Entwicklungen in

anderen Städten zu lernen.
München beispielsweise hat
aus leidvoller Erfahrung he-
raus bereits seit längerem
eine Quote von 30 Prozent
für geförderten Wohnungs-
bau festgelegt und erst 2017

einen Beschluss gefasst, wo-
nach ,,zusätzlich 10 Prozent
des neu geschaffenen Wohn-

baurechts als preisgedämpf-
ter Mietwohnungsbau ver-
wirklicht werden" müssen. ln
Regensburg dagegen scheut
man s¡ch nicht nur, die Quo-
te zu erhöhen, sondern setzt
sie gegenriber (manchen)

Bauträgern nicht einmal in
der aktuellen Form durch.

Der Liebling und der Feind
der Stadlverwaltung

Der Leiter des Amts frir
Stadtentwicklung, Anton

Sedlmeier, kritisiert in einem
lnterview in dieser Ausgabe
n¡cht nur den Mieterbund und

bezichtigt ihn - belegfrei -,
falsche Behauptungen aufzu-
stellen. Auch preist er gleich-
zeitig auch noch das Projekt

"Fair 
Wohnen' als tolle Errun-

genschaft der Stadt Regens-

burg... dies låsst tiel blicken.
Tatsächlich ist,,Fair Wohnen"
keine originäre ldee der Re-
gensburger Stadtpolitik oder
Stadtverwaltung, sondern
schlicht das neue Gescháfls-
modell eines Bauträgers,
erneut des "lmmobilien 

Zen-
trum Regensburg' (lZ), das
dafür eine eigene GmbH ge-
gründet hat.
Das lZ fiel in den letzten Jah-
ren - die obigen Beispiele
sind nur eine kleine Auswahl

- nicht nur als Liebling der
Stadtverwaltung auf, son-
dern ist, insbesondere über
seinen Gründer Thomas
Dietlmeier, tief in die Korrup-

tionsaffäre verstrickt. Seit
fast zwei Jahren wird ermit-
telt, Dietlmeier saß kurzzeitig
in U-Haft. Doch den guten

Beziehungen zur Stadt tat
dies keinen Abbruch.

Am ,,Runden Tisch für be-
zahlbares Wohnen" durfte
Dietlmeier - übrigens als
einziger teilnehmender Bau-
träger - noch 2017 Werbe-
filmchen seiner ,,Fair Woh-
nen GmbH" vorführen. Der
Mieterbund hingegen hat in

den vergangenen Jahren
stets die Wohnungspolitik
mit Sachargumenten kriti-
siert. Manchmal etwas laut,
manchmal etwas polemisch,
wie es einem Lobbyverband
eben ansteh, aber - ent-
gegen Sedlmeiers Behaup-
tungen - nie m¡t bewussten'
Falschdarstellungen.

Doch während das lZ von
den zuständigen Teilen der
Stadtverwaltung hofiert wird,
wurde der Mieterbund ausge-
grenzt, marginalisiert und mit

seinen Fragen me¡sl knapp
und unvollständig, oft genug
auch unverschämt im Ton

abgespe¡st. Wen wundert
es da, dass der Mieterbund
jenem ,,Runden Tisch", der
ohnehin nur eine Placebo-
Veranstaltung ohne Nutzen
ist, den Rûcken gekehrt hat?

Diese Ungleichbehandlung
¡st auch ein Ausdruck dafür,
woran es der Wohnungs-
politik in der Stadt mangelt.
Ein eigenes Wohnungsamt,
in dem alle Aspekte des
Problems gebùndelt wer-
den könnten, hatte Hans
Schaidinger schon vor Jah-
ren abgeschafft. Die Woh-
nungspolitik dümpelt in Un-
terabteilungen des Amts für

Stadtentwicklung einerse¡ts
und - was Wohngeld und
ähnl¡ches betrifft - des So-
zialamts vor sich hin. Die
Forderung des Mieterbunds,
ein solches Amt wieder ein-
zurichten, verpufft an einer
Mauer von Arroganz und
Kritikresistenz. In Teilen von
Politik und Stadtverwaltung
scheint zu gelten: Bauträger
first, Mieter second.


